=. Ocde- Sammlung 
| für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Gr. 6758.) Verordnung, betreffend die Einführung des Zollgeſetzes, der Zollordnung und 
a des Zollſtrafgeſetzes und die Regelung des Verfahrens bei Zuwiderhand⸗ 

lungen gegen die Geſetze über Zölle und andere indirekte Abgaben in den 

Herzogthümern Holſtein und Schleswig. Vom 29. Juli 1867. 


ir Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von Preußen x. 
ordnen für die Herzogthümer Holſtein und Schleswig, was folgt: 


5 SE 
Vom 15. September 1867. ab treten in den Eingangs bezeichneten Landes⸗ 
ilen mit den im F. 2. angeordneten Aenderungen und Zuſätzen in Wirkſamkeit: 
3 Zollgeſetz, die Zollordnung und die $$. 1. bis 27. des Geſetzes wegen Unter⸗ 

ung und Beſtrafung der Zollvergehen vom 23. Januar 1838. (Geſetz⸗Samml. 
42. und 78.) nebſt den dazu ergangenen erläuternden, abändernden und 
gänzenden Beſtimmungen und mit denjenigen Maaßgaben, welche durch die Ver⸗ 
0 vom 25. Juni 1867. und das damit eingeführte Strafgeſetzbuch (Geſetz⸗ 
S. 921.) hinſichtlich der Beſtrafung der Zuwiderhandlungen gegen die 
tze bedingt werden. f 
In den vom Zollverbande mit den Eingangs genannten Herzogthümern 
enwärtig noch ae enen Theilen der letzteren treten das Zollgeſetz und 
ie Zollordnung vom 23. Januar 1838. nebſt den dieſelben erläuternden, ergän⸗ 
senden und abändernden Beſtimmungen erſt mit dem Zeitpunkte der Einverleibung 
Landestheile in den Zollverband in Kraft. 


. §. 2. 
I) Von dem im F. 27. des Zollgeſetzes vom 23. Januar 1838. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 34.) erwähnten Geſetze über den Waffengebrauch der Grenz⸗ 
Aufſichtsbeamten vom 28. Juni 1834. (Geſetz-Samml. ©. 83.) treten nur 
die Sg. 1. bis 7. und 13. in Kraft. a 


2) Wenn wegen Kontrebande oder Zolldefraudation in den Fällen der § . 4. 
11. Nr. 2, §. 13. 14. 15. 24. des im §. 1. gedachten Zollſtrafgeſetzes 
brgang 1867. (Nr. 6788, 166 vom 


Sur 


Sgegeben zu Berlin den 14. August 1867, 


7 


ee 


vom 23. Januar 1838. (Gefek-Samml. S. 78.) eine Verurtheilung z 
einer Freiheitsſtrafe von ſechswöchentlicher oder längerer Dauer, ſei es 
unmittelbar oder für den Fall des Unvermögens zur Zahlung einer Geld⸗ 
buße, erfolgt, ſo muß zugleich auf Stellung unter Polizeiau ſicht (Straf- 
Eiben $. 26.), gegen Ausländer auf Landesverweiſung erkannt werden 
rfolgt die Verurtheilung zu einer Freiheitsſtrafe der bezeichneten Ar 
auf Grund des F. 3. des ollſtrafgeſetzes, ſo kann auf die gedachte 
Nebenſtrafen erkannt werden. Die Stellung unter Polizeiaufſicht zieh 
die in den $$. 27. und 28. des Strafgeſetzbuchs bezeichneten Wirkungen 
nach ſich. Auch iſt die Grenzzollbehörde befugt, dem unter Polizeiauf⸗ 
ſicht Stehenden das Betreten des Auslandes ohne ihre beſondere Erlauh⸗ 
niß zu unterſagen. Auf Zuwiderhandlungen gegen die auferlegten Be 
ſchränkungen findet der F. 116. des Strafgeſetzbuchs Anwendung. 
In Beziehung auf die Verhängung der Strafe des Rückfalles (SS. 3. ff. 
des Zollſtrafgeſetzes) macht es keinen Unterſchied, ob in den früheren 
Straffällen eine rechtskräftige Verurtheilung oder eine freiwillige Unte 
werfung unter die Strafe ſtattgefunden hat. i 


Der Betrag der nach dem Zollſtrafgeſetze vom 23. Januar 1838. feſt 
geſetzten und eingezogenen Geldſtrafen und der Erlös aus den Konfiskaten , letzter 
nach Abzug der darauf ruhenden 1 fließt zur Staatskaſſe. Den Denu 
zianten ſtehen keine Antheile an den Geldſtrafen oder dem vorgedachten Exlöfe 3 


F. 4. 

Mit dem 15. September 1867, tritt in den Eingangs gedachten Lande 

theilen die unter dem heutigen Tage für die in derſelben bezeichneten Gebietsthei 
erlaſſene Ordnung für das Verfahren bei Entdeckung und Unterſuchung von 

widerhandlungen gegen die Zollgeſetze in Kraft. ö 


§. 5. 

Die Beſtimmungen der vorſtehend im F. 4. genannten Ordnung komm 

in den Eingangs gedachten Landestheilen vom 15. September 1867. ab auch b 

der Verfolgung von allen Zuwiderhandlungen gegen die geſetzlichen Beſtimmungm 
über die inneren indirekten Steuern und Abgaben, und zwar mit folgenden Maa 
gaben zur Anwendung: ie 

a) wenn die gan: Strafe und der Werth des der Konfiskation unter 

liegenden Gegenſtandes zuſammengenommen zehn Thaler überſteigt / e 

ſcheidet in erſter Inſtanz nicht das Hauptamt, ſondern die Provinzi 

Steuerbehörde / : 

p) foweit die Ahndung von Zuwiderhandlungen gegen die Geſetze über die 

Stempelſteuer im adminiſtrativen Verfahren nach den bisherigen 

ſchriften den Behörden der Verwaltung der indirekten Steuern ber 


— ö 


3 


oder in den betreffenden Verordnungen über Stempelſteuer auf die Vor- 
ſchriften, nach welchen ſich das Verfahren wegen 1 1 beſtimmt, 
verwieſen worden, iſt für das Verfahren die vorerwähnte Or nung maaß⸗ 
gebend, jedoch erfolgt die Verwandlung der Stempelſtrafen in Freiheits⸗ 
trafen nach den Beſtimmungen des Erlaſſes vom 24. Mai 1844. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 238.) , 
e) die Beſtimmungen des Regulativs vom 7. Juni 1844. (Geſetz⸗Samml. 
S. 167) kommen bei dem Verfahren wegen Chauſſeegeld⸗Uebertretungen 
auf Staats⸗Chauſſeen inſoweit zur Anwendung, als nicht die vorgedachte 
Ordnung andere ausdrückliche Vorſchriften enthält. 5 


$. 6. 
Soweit in den Eingangs gedachten Landestheilen gehörig eingerichtete 
pt⸗Zoll⸗ und Haupt⸗Steuerämter am 15. September 1867. noch nicht beſtehen, 
d die Funktionen, welche nach den in den Hh. 1. A. und 5. be eichneten geſetz⸗ 
en Beſtimmungen den Hauptämtern obliegen, nach näherer eu des 
Finanzminiſters von den ſonſtigen in den betreffenden Landestheilen in Wirkſam⸗ 
keit befindlichen Steuerbehörden wahrzunehmen. 5 


SER 8 8 
Mit dem Eintritte der Wirkſamkeit dieſer Verordnung werden alle in den 
ngangs gedachten Landestheilen zur Zeit gültigen, mit dieſer Verordnung nicht 
Einklang ſtehenden Vorſchriften hierdurch aufgehoben. 5 f 


SE $. 8. | 

Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſer Verordnung beauftragt. SB 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktemm 
niglichen Inſiegel. . „ 

Gegeben Ems, den 29. Juli 1867. 


(L. S.) Wilhelm. | 
| Frh. v. d. Heydt. | Gr. zur Lippe 


* 


(Nr. 6759.) 


(Nr. 6759.) Verordnung, betreffend die Einführung des Zollſtrafgeſetzes und die Regelung de 
f Verfahrens bei Zuwiderhandlungen gegen die Geſetze über Zölle und ande 

indirekte Abgaben in den Regierungsbezirken Kaſſel und Wiesbaden, ſowie 

im Gebiete des vormaligen Königreichs Hannover. Vom 29. Juli 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x 


verordnen für die u die Verordnung vom 22. Februar 1867. (Geſetz Samml. 
S. 273.) gebildeten Regierungsbezirke Kaſſel und Wiesbaden, ferner für das 
Gebiet des vormaligen Königreichs Hannover, was folgt: 252 


5 0 N. 15 a sang? 
Vom 15. September 1867. ab treten in den Eingangs gedachten Landes 
theilen mit den im F. 2. angeordneten Zuſätzen in Wirkſamkeit: die $$. 1. bis 27. 
des Geſetzes wegen Unterſuchung und Beſtrafung von Zollvergehen vom 23. Januar 
1838. (Geſetz⸗Samml. S. 78.) nebſt den dazu ergangenen erläuternden, abändernden 
und ergänzenden Beſtimmungen, und mit denjenigen Maaßgaben, welche 115 
die Verordnung vom 25. Juni 1867. und das damit eingeführte Strafgeſetzbu 
(Geſetz-Samml. S. 921.) hinſichtlich der Beſtrafung der Zuwiderhandlungen gege 
die Zollgeſetze bedingt werden. 


§. 2. 


1) Wenn wegen Kontrebande oder Zolldefraudation in den Fällen der SS. 
11. Nr. 2., §§. 13. 14. 15. 24. des im F. 1. gedachten Zollſtrafgeſetz 
vom 23. Januar 1838. (Geſetz⸗Samml. S. 78.) eine Verurtheilung zu 
einer Freiheitsſtrafe von ſechswöchentlicher oder längerer Dauer, ſe 
unmittelbar oder für den Fall des Unvermögens zur Zahlung e 
Geldbuße, erfolgt, fo muß zugleich auf Stellung unter Polizetauffie 


Die Stellung unter Polizeiaufſicht zieht die in den $$. 27. und 2 
des Strafgeſetzbuchs bezeichneten Wirkungen nach ſich. Auch iſt 
Grenzzollbehörde befugt, den unter Polizeiaufſicht Stehenden das Betreten 
des Auslandes ohne ihre beſondere Erlaubniß zu unterſagen. Auf Zuwide 
handlungen gegen die auferlegten Beſchränkungen findet der $. 116. d 
Strafgeſetzbuchs Anwendung. 5 


2) In Beziehung auf die Verhängung der Strafe des Rückfalles ($$. 
des Zollſtrafgeſetzes) macht es keinen Unterſchied, ob in den früher 
Straffällen eine rechtskräftige Verurtheilung oder eine freiwillige Unte 
werfung unter die Strafe ſtattgefunden hat. e 


Der Betrag der nach dem Zollſtrafgeſetze vom 23. Januar 1838. feſt⸗ 

eſetzten und eingezogenen Geldſtrafen und der Exlös aus den Konfiskaten, nach 

ug der darauf ruhenden Abgaben, fließt zur Staatskaſſe. Den Denunzianten 
en keine Antheile an den Geldſtrafen oder an dem vorgedachten Erlöſe zu. 


F. 4. 


Mit dem 15. September 1867. tritt in den Eingangs gedachten Landes⸗ 
eilen die unter dem heutigen Tage für die in derſelben bezeichneten Gebietstheile 
tlaffene Ordnung für das Bolle bei Entdeckung und Unterſuchung von 
uwiderhandlungen gegen die Zollgeſetze in Kraft. 


$. 5. 


Die Beſtimmungen der vorſtehend im $. 4. genannten Ordnung kommen 
n den Eingangs gedachten Landestheilen vom 15. September 1867. ab auch bei 
er Verfolgung von allen Zuwiderhandlungen gegen die geſetzlichen Beſtimmungen 
ber die inneren indirekten Steuern und Abgaben, und zwar mit folgenden 


Raaßgaben zur Anwendung: 


) wenn die Gelee Strafe und der Werth des der Konfiskation unter⸗ 

liegenden Gegenſtandes zuſammengenommen zehn Thaler überſteigt, ent⸗ 

ſcheidet in erſter Inſtanz nicht das Hauptamt, ſondern die Provinzial⸗ 
Steuerbehörde 


ſoweit die Ahndung von Zuwiderhandlungen gegen die Geſetze über die 
Stempelſteuer im adminiſtrativen Verfahren nach den bisherigen Vor⸗ 
ſchriften den Behörden der Verwaltung der indirekten Steuern übertragen 

oder in den betreffenden Verordnungen über Stempelſteuer auf die Vor⸗ 

ſchriften, nach welchen ſich das Verfahren wegen Zollvergehen beſtimmt, 

verwieſen worden, iſt für das Verfahren die vorerwähnte Ordnung 

maaßgebend, jedoch erfolgt die Verwandlung der Stempelſtrafen in 
Freiheitsſtrafen nach den Beſtimmungen des Erlaſſes vom 24. Mai 1844. 
Geſetz⸗Samml. S. 238.) 


die Beſtimmungen des Regulativs vom 7. Juni 1844. (Geſetz⸗Samml. 
S. 167.) kommen bei dem Verfahren wegen Chauſſeegeld⸗Uebertretungen 
auf Staats⸗Chauſſeen inſoweit zur Anwendung, als nicht die vorgedachte 
Ordnung andere ausdrückliche Vorſchriften enthält. : 


S $. 6. 

Soweit in den Eingangs gedachten Landestheilen gehörig eingerichtete 
Haupt⸗Zoll⸗ und Haupt⸗Steuerämter am 15. September 1867. noch nicht be⸗ 
ſtehen, find die Funktionen, welche nach den in den $$. I. 4. und 5. bezeichneten 

eſezlichen Beſtimmungen den Hauptämtern obliegen, nach näherer Anordnung 
(Nr. 67596760 ĩ des 


2 


des Finanzminiſters von den ſonſtigen in den betreffenden Landestheilen i 
Wirkſamkeit befindlichen Steuerbehörden wahrzunehmen. 55 


i | F. 7. f 

Mit dem Eintritte der Wirkſamkeit dieſer Verordnung werden alle in de 

Eingangs gedachten Landestheilen zur Zeit gültigen, mit dieſer Verordnung nich 
im Einklange ſtehenden Vorſchriften hierdurch aufgehoben. f 


N $. 8. 1 
Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſer Verordnung beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. i Bi 
Gegeben Ems, den 29. Juli 1867. 


(J. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. 155 Lipp 


(Nr. 6760.) Ordnung für das Verfahren bei Entdeckung und Unterſuchung von Zuwide 
handlungen gegen die Zollgefehe in den Regierungsbezirken Wiesbe 
und Kaſſel, dem vormaligen Königreich Hannover und den Herzogthüme 
Holſtein und Schleswig. Vom 29. Juli 1867. N 5 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen & 


verordnen für die durch die Verordnung vom 22. Februar 1867. (Geſetz Sam 
©. 273.) gebildeten Regierungsbezirke Kaſſel und Wiesbaden, ferner für 

Gebiet des vormaligen Königreichs Hannover und für das Gebiet der Her 
thümer Holſtein und Schleswig, was folgt: 


> §. 1. i 
1. Verfahren Der erſte Angriff und die vorläufige Feſtſtellung des Thatbeſtandes 
Entdeckung Entdeckung einer Zuwiderhandlung gegen die Zollgeſetze erfolgt durch die mit 

0 e Wahrnehmung des Zollintereſſes beauftragten Beamten, welche ſich der Gege 
erkretung ſtände des Vergehens und, wenn es zur Sicherſtellung der Abgaben, Str 
und Unterſuchungskoſten erforderlich iſt, auch der Transportmittel durch Beſch 

nahme verſichern müſſen. Inwieweit die vorläufige Feſtnahme einer Perſon A 

läſſig iſt, muß nach den im Allgemeinen dieſerhalb beſtehenden geſetz ichen B 

ſtimmungen, inſonderheit nach den Vorſchriften der SS. 123. bis 12 


8 


* 
” 


| §. 2. 
Die Freilaſſung der in Beſchlag genommenen Gegenſtände vor ausgemach⸗ 2 Verfahren 
r Sache iſt nur zuläſſig, wenn eine Verdunkelung des Sachverhältniſſes davon hinſichtlich der 
icht zu beſorgen it. Alsdann iſt ſolche in Anſehung der Transportmittel durch in Beſchlag ge 
die Zoll⸗ oder Steuerſtellen ohne Verzug zu verfügen, wenn entweder nach den nommenen 
obwaltenden Verhältniſſen wahrſcheinlich iſt, daß der Kontravenient dem Staate SE 
auch ohne Sicherheitsleiſtung für das Vergehen werde gerecht werden können, 
oder wenn genügende Sicherheit auf Höhe des Betrages der Gefälle, Strafe 
und Koſten, oder auf Höhe des Werths der Transportmittel, falls dieſer geringer 
geleiſtet worden. ö . 5 
In Anſehung der in Beſchlag genommenen Waaren, in Bezug auf welche 
ie Zuwiderhandlung verübt worden, findet unter obiger Vorausſetzung die Frei⸗ 
aſſung durch die Zoll- oder Steuerſtellen nur ſtatt, wenn bei Vergehen, welche 
icht die Konfiskation der Waaren nach ſich ziehen, die wahrſcheinliche Summe 
Strafe und Koſten und in anderen Fällen der anerkannte oder gehörig er⸗ 
mittelte Werth der Waaren, einſchließlich der Gefälle, entweder baar deponirt, 
der völlige Sicherheit dafür auf andere Art geleiſtet wird. 


SE §. 3. | 

Ignſofern die in Beſchlag genommenen Transportmittel, als: Zug: 
hiere u. |. w., nicht innerhalb acht Tagen freigegeben werden können und deren 
| 0 und Unterhaltung Koſtenaufwand Seitens der Zoll⸗ oder Steuerbehörde 
fordert oder die in Beſchlag genommenen Waaren dem Verderben bei der 
lufbewahrung unterworfen find, muß die Veräußerung derſelben alsbald ver- 
nlaßt werden. 8 4 


Die Zuwiderhandlungen gegen die Zollgeſetze werden, ſoweit fie von dem 3. Feſtſtellung 

oder Steuerbeamten entdeckt werden, durch Protokolle derſelben feſtgeſtellt. 18 

h es Dur ro⸗ 
§. 5. : 


hu Dieſe Protokolle müſſen enthalten: 
J) das Datum und den Ort der Aufnahme; 
2) die Namen der dabei anweſenden Perfonen; 
) die vollſtändige Angabe des Hergangs der Sache, und Ba 
4) die Unterzeichnung der anweſenden Perſonen oder die Erwähnung, daß 
dieſelben nicht haben unterzeichnen wollen oder können. 
Das Protokoll muß unverzüglich nach Entdeckung der Uebertretung auf- 
ommen, von den Beamten mit der Verſicherung der Richtigkeit des Inhalts 
Auf den Dienſteid unterſchrieben und ſpäteſtens binnen drei Tagen der Behörde 
ingereicht werden. N 
67000 | s 


5 e e N. 
d Die Unterſuchung und Entſcheidung ſteht in den Fällen, wo eine Freiheits⸗ 
ſtrafe unmittelbar ſtattfindet, oder beim Zuſammentreffen mit anderen ſtrafbaren 
Handlungen, oder wenn der Angeſchuldigte verhaftet iſt, den Gerichten zu. 
In allen übrigen Fällen wird die Unterſuchung von den Haupt⸗Zoll⸗ und 
Steuerämtern geführt und darauf im Verwaltungswege entſchieden. 5 


$7. 


Jedoch hat in allen Fällen der Angeſchuldigte das Recht, während der 
Unterſuchung oder während einer zehntägigen präkluſiviſchen Friſt auf rechtlich 
Gehör anzutragen. Die Friſt beginnt mit dem Ablaufe des Tages, an dem die 
Bekanntmachung des in erſter Verwaltungsinſtanz w Strafbeſcheides 
erfolgt iſt. Die Anmeldung der Berufung auf rechtliches Gehör 11 0 bei dem 
Haupt⸗Zoll⸗ oder Steueramte, bei welchem die Sache anhängig iſt. Einer a 
drücklichen Anmeldung wird es gleich geachtet, wenn der Angeſchuldigte auf 
Vorladung dieſer Behörde nicht erſcheint, oder die a a vor derſelben v 
weigert. Die Einleitung der gerichtlichen Unterſuchung wird von dem betreffenden 


Haupt⸗Zoll⸗ oder Steueramt durch Abgabe der Verhandlungen an die Staats⸗ 


anwaltſchaft veranlaßt. 


$. 8. 
So lange ein Strafbeſcheid noch nicht erlaſſen, oder noch nicht verkündet 
iſt, kann die Zoll- oder Steuerbehörde in allen Fällen ſich der Entſcheidung ent 
halten und wegen Einleitung des gerichtlichen Verfahrens das Erforderliche ver 
anlaſſen (F. 7.). a 


ee NEE 
5. Verfahren Die Führung und Entſcheidung der gerichtlichen Unterſuchungen erfolgt in 
bei genen Gemäßheit der Wen der Strafprozeßordnung vom 255 Sn 1867. 
Unterſuchun. (Geſetz-Samml. S. 933.). Wenn jedoch der Angeſchuldigte bei einer im Ver 
Be waltungswege gegen ihn geführten Unterſuchung während der zehntägigen Friſt 
5 nach der Bekanntmachung des Strafbeſcheides (§§. 7. und 15.) auf rechtliche 
Gehör angetragen hat, ſo wird in dieſem Falle das Hauptverfahren eingeleitet, 
ohne daß über die Eröffnung der Unterſuchung von dem Gerichte Beſchluß 
faßt wird. ei | 
Bis zum Beginne der Hauptverhandlung kann der Angeſchuldigte, ind 
er ſich bei dem ergangenen Beſcheide beruhigt, den Antrag auf vechtlches Geht 
zurücknehmen. Es fallen ihm jedoch alsdann auch die bis dahin erwachſenen 
Koſten der gerichtlichen Unterſuchung zur Laſt. 5 
5 Der Angeſchüldigte, welcher zu einer Strafe gerichtlich verurtheilt wird, 
hat auch die durch das Verfahren im Verwaltungswege entſtandenen Koſten zu 
tragen. 8 N 


$. 10. = 
N Die Haupt⸗Zoll⸗ und Steuerämter unterſuchen die Zuwiderhandlungen und 6. Verfahren 
können ſich hierbei der ihnen untergeordneten Aemter und Beamten bedienen; bei Unter 
die Betheiligten und Zeugen werden mündlich verhört und ihre Ausſagen zu Wat 1 
Protokoll genommen. 5 1 ugs. 


Die Vorladungen geſchehen durch die Steueraufſeher oder Unterbedienten 
der Zoll⸗ oder Steuerämter, oder auf deren Requiſition nach den für gerichtliche 
Inſinuationen beſtehenden Vorſchriften. 


§. 12. 


Die Zeugen find verbunden, den an fie von den Zoll- oder Steuerſtellen 
ergehenden Vorladungen Folge zu leiſten. 

Wer ſich deſſen weigert, wird dazu auf Requiſition des Zoll oder Steuer⸗ 
1 durch das Gericht in gleicher Art, wie bei gerichtlichen Vorladungen, an⸗ 
gehalten. f 

901135 


In Sachen, wo die Geldbuße und der Konfiskationswerth zuſammen den 
Betrag von funfzig Thalern überſteigen, muß dem Angeſchuldigten auf Ver⸗ 
langen eine Friſt von acht Tagen bis vier Wochen zur Einreichung einer ſchrift⸗ 
lichen Vertheidigung geſtattet werden. 


§. 14. 


Findet die Zollbehörde die Anwendung einer Strafe nicht begründet, ſo | 
verfügt fie die Zurücklegung der Akten. 8 


§. 15. ü 


„Der Strafbeſcheid wird, wenn die geſetzliche Strafe und der Werth des 
der Konfiskation unterliegenden Gegenſtandes zuſammen genommen funfzig Thaler 
nicht überſteigt, von den Haupt⸗Zoll⸗ oder Haupt⸗Steuerämtern, ſonſt aber von 
er Provinzial⸗ Steuerbehörde erlaſſen. Dem Strafbeſcheide müſſen die Ent⸗ 
idungsgründe beigefügt ſein. Derſelbe wird durch das Zoll- oder Steueramt 
dem Angeſchuldigten nach Befinden der Umſtände zu Protokoll publizirt oder in 
der für die Vorladung vorgeſchriebenen Form inſinuirt. Bei Eröffnung des 
afbeſcheides find dem Angeſchuldigten zugleich die ihm dagegen zuſtehenden 
Rechtsmittel bekannt, auch iſt derſelbe auf die Erhöhung der Strafe aufmerkſam 
e welche er im Falle der Wiederholung ſeines Vergehens zu erwarten 
hat, und daß dieſes geſchehen, in der Publikationsverhandlung zu erwähnen. 
Wird ſolches unterlaſſen, ſo hat die mit der Publikation beauftragte Behörde 
eine Ordnungsſtrafe von fünf bis zehn Thalern verwirkt; den Kontravenienten 
trifft jedoch deſſen ungeachtet bei der Wiederholung des Vergehens die auf letztere 
geſetzte Strafe. f 
Nuhrgong 1867, (Nr. 6760.) 167 $. 16, 
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; 7. Rekurs⸗ 
75 Inſtanz. 


8. Koſten. 


x ſtreckung. 


9. Strafvoll. Die Veräußerung der Konfiskate wird, ohne Unterfchied, ob die Entſcheidung 


— 1 
$. 16. 


Der Angeſchuldigte kann, wenn er von der Befugniß zur Berufung auf 
richterliche Entſcheidung keinen Gebrauch machen will, gegen den Strafbeſcheid 
den Rekurs an die zunächſt vorgeſetzte Finanzbehörde ergreifen. Dies muß jedoch 
binnen zehn Tagen präkluſiviſcher Friſt nach der Eröffnung des Strafbeſcheides 
geſchehen und ſchließt fernerhin jedes gerichtliche Verfahren aus. Der Rekurs iſt 
bei dem Zoll⸗ oder Steueramte, welches die Unterſuchung geführt hat, anzumelden. 

Wenn mit der Anmeldung des Rekurſes nicht zugleich deſſen Rechtfertigung 
verbunden iſt, fo wird der Angeſchuldigte durch das ENT oder Steueramt auf 
gefordert, die Ausführung ſeiner weiteren Vertheidigung in einem nicht über 
vier Wochen hinaus anzuſetzenden Termine zu Protokoll zu geben, oder bis da⸗ 
hin ſchriftlich einzureichen. 8 17 3 


Die Verhandlungen werden hiernächſt zur de e des Rekursreſoluts 
an die kompetente Behörde eingeſandt. Hat jedoch der ngeſchuldigte zur Recht- 
1 des Rekurſes neue Thatſachen oder Beweismittel, deren Aufnahme er⸗ 
heblich befunden wird, angeführt, ſo wird mit der Inſtruktion nach den für die 
erſte Inſtanz gegebenen Beſtimmungen verfahren. 1 


$. 18. 


Das Rekursreſolut, welchem die Entſcheidungsgründe beizufügen find, wird g 
an das betreffende Zoll- oder Steueramt befördert und nach erfolgter Publikatio 
oder Inſinuation vollſtreckt. 9. 19 


Bei der Unterſuchung im Verwaltungswege kommen außer den baare 
Auslagen an Porto, Stempel, Zeugengebühren u. ſ. w. keine Koſten zum Anſatz 


. 20. 


im gerichtlichen oder im Verwaltungswege erfolgt iſt, durch die Zoll⸗ oder Steuer⸗ 
behörde bewirkt. Die Vollſtreckung der rechtskräftigen Erkenntniſſe geſchieht nach 
den für die Vollſtreckung an Erkenntniſſe im Allgemeinen beſtehenden 
Vorſchriften, die Vollſtreckung der Reſolute aber von der Zoll- oder Steuerbehörde, 
welche dabei nach den für Exekutionen im Verwaltungswege ertheilten Vorſchrif 
ten vn verfahren hat. Die Zoll⸗ oder Steuerbehörde kann nach Umſtänden der 
Vollſtreckung Einhalt thun, und die Gerichtsbehörden haben ihren desfallſig 
Anträgen Folge zu geben. 11 
$. 21. 
Zur Beitreibung von Geldbußen darf ohne die Zuſtimmung des Ber I 
urtheilten, inſofern dieſer ein Inländer iſt, kein Grundſtück ſubhaſtirt werden. 


$. 22. 5 N 4 
Die Veräußerung der Konfiskate erfolgt in den Formen, welche für die 
Veräußerung von Pfandſtücken vorgeſchrieben ſind. 9 2 


* 


* offen. Hat 


ee 
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Kann die Geldbuße ganz oder theilweiſe nicht beigetrieben werden, fo iſt, 10. Vol 
wenn nicht ſchon für den Unvermögensfall auf eine Freiheitsſtrafe erkannt worden, ſtrecung der 
die Geldbuße von dem Gerichte in eine verhältnißmäßige Freiheitsſtrafe zu ver⸗ ſubſdiariſch 
wandeln und letztere zu vollſtrecken. een 
Wenn es auf eine ſolche Strafumwandlung ankommt, ſind die Verhan d 
lungen an die zuſtändige Staatsanwaltſchaft abzugeben, welche die Sache mit 
ihrem Antrage auf Strafumwandlung dem kompetenten Gerichte vorlegt. Es iſt 
alsdann, ohne daß das Gericht die Entſcheidung der de e ſeiner 
Beurtheilung zu unterziehen hat, in Gemäßheit der $$. 435. und 436, der Straf⸗ 
prozeßordnung vom 25. Juni 1867. zu verfahren. 


. 24. 


Ausländer, welche die gegen ſie erkannte Geldbuße nicht abtragen, find, I. Verfahren 
ſobald fie im Inlande betroffen werden, von der Zoll oder Steuerbehörde unter bei der Cyekus 
Zuziehung der Ortsobrigkeit zu verhaften, und wenn fie hierauf nicht binnen einer N 
lach den Umſtänden zu beſtimmenden Friſt für die Berichtigung oder Sicher⸗ aber, 
Selling der Geldbuße ſorgen, an die Gerichtsbehörde Behufs der Vollſtreckung 
Der ſubſidiariſch eintretenden Freiheitsſtrafe abzuliefern. 
| $. 25. 

Der Verurtheilte kann von der ſtatt der Geldbuße bereits in Vollzug ge⸗ 
fſegten Freiheitsſtrafe ſich nur durch Erlegung des vollen Betrages der erkannten 
Geldbuße befreien. 

a $. 26 


Iſt für die Geldbuße ein Anderer verhaftet, fo veranlaßt die Zoll- oder 12. Berſahren 
Steuerbehörde die Zuziehung deſſelben zu der gegen den Kontravenienten eingeleis gegen die fub- 
teten Unterſuchung, 19 in dem Strafbeſcheide der Zollbehörde oder in dem ſdiariſch Ber. 
gerichtlichen Erkenntniſſe wegen der Zuwiderhandlung gegen die Zollgeſetze zugleich hafteten. 
über die ſubſidiariſche Verhaftung mit entſchieden wird. 
§. 27. 
Dem ſubſidiariſch Verhafteten ſteht gegen die Entſcheidung der Zollbehörde 
Die Benin u an def zunächſt vorgeſetzte Inſtanz 95 an die Gerichte 
N Ser Kontravenient gegen den Strafbeſcheid eine andere Art der Beru- 

1 jung, als der ſubſidiariſch Verhaftete, gewählt, fo ſteht es dem Letzteren frei, fich 
der von dem Erſteren gewählten Berufung nachträglich anzuschließen. Will er 

dieſes nicht, ſo bleibt das weitere Verfahren ausgeſetzt, bis über die Zuwider⸗ 
handlung in dem von dem Kontravenienten gewählten Wege entſchieden worden iſt. 


$. 28. 


Iſt die Zuziehung des ſubſidiariſch Verhafteten unterblieben, oder Letzterer 
auf die Vorladung der Zollbehörde bei der im Verwaltungswege rechtskräftig 
5 beendigten Unterſuchung nicht erſchienen, fo fertigt diejenige Zollbehörde, welche 
nach F. 15. zur Entſcheidung der Hauptſache kompetent war, nachdem die Exe- 

m gegen den Kontravenienten vergeblich verſucht worden, einen „„ 
. 6760) i au 


a ine 


aus und läßt denſelben dem ſubſidiariſch Verhafteten mit dem Bedeuten zugehen, 
daß, wenn er ſich zu der Vertretung nicht verpflichtet halte, ihm dieſerhalb binnen 
zehn Tagen präkluſiviſcher Friſt die Berufung an die höhere Finanzbehörde oder 
an die Gerichte offen ſtehe. — 

$. 29. 


Wenn die ſubſidiariſche Verhaftung abgeſondert von der Unterſuchung 1 
wider den Kontravenienten zur gerichtlichen Kognition gelangt, ſo darf das Gericht 
hierbei nur auf die Beurtheilung der Frage eingehen, ob der Fall der ſubſidiariſchen 
Verhaftung nach den Geſetzen vorhanden ſei. Eben dieſes findet ſtatt, wenn der 
Kontravenient ſich bei dem verurtheilenden Erkenntniſſe beruhigt, der ſubſidiariſch 
Verhaftete aber von den in den Prozeßgeſetzen geordneten Rechtsmitteln Ge- 
brauch macht. 8 30 3 


zu vier Wochen in die amtlichen Blätter eingerückt. Meldet ſich 
binnen vier Wochen nach der letzten Bekanntmachung, ſo werden die Sachen zum 


EL der Werth der Sachen nicht über funfzi 
8 


$. 31. 5 

Die in den Eingangs gedachten Landestheilen zur Zeit beſtehenden geſetz⸗ 

lichen Beſtimmungen über die Unterſuchung und Beſtrafung der Zollvergehen 
werden, inſoweit in der gegenwärtigen Ordnung etwas Anderes vorgeſchrieben worden 
iſt, hierdurch aufgehoben. f ; 
1 unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. e 
Gegeben Ems, den 29. Juli 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. zur Lippe 


Reedigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


